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erläge zu Mr. 151 der Karlsruher Zeitung .
Donnerstag, 3 . Juni 1890 .

Badischer Landtag .

Z Karlsruhe , 2 . Juni . 68 . öffentliche Sitzung der
Zweiten Kammer unter dem Vorsitze des Präsidenten
Lamey . Unserem vorläufigen Bericht haben wir Fol¬
gendes nachzutragen :

Die Berathung des Berichts der Kommission über den
Entwurf eines Gesetzes die Bezirke der Landgerichte be¬
treffend wird durch den Abg . Bassermann als Bericht¬
erstatter — an Stelle des verhinderten Abg . v . Stoesser —
unter Hinweisung auf den gedruckten Kommissionsbericht,
welcher die unveränderte Annahme des Gesetzentwurfs
empfiehlt, eingeleitet. Der Gesetzentwurf nehme durch Los¬
trennung der AmtsgerichtsbezirkeSchopfheim und Schönau
vom Landgerichtsbezirk Freiburg und Zutheilung zum
Landgerichtsbezirk Waldshut neben der Entlastung des
elfteren eine Vergrößerung des letzteren Landgerichtsbe¬
zirks in Aussicht und sichere damit die Existenz des nicht
hinreichend beschäftigten Landgerichts Waldshut; die
Sicherung ausreichender Beschäftigung für diesen Gerichts¬
hof sei schon aus dem Grunde durchaus wünschenswerth,
weil bei einer zu geringen Beschäftigung der Mitglieder
eines Gerichtshofs deren Spannkraft abnehme, worunter ,
wenn später größere Arbeitslast an sie herantrete , die
Besorgung der Geschäfte zu leiden habe.

Abg . Krafft muß die Begründung der Vorlage , welche
die Aufrechterhaltung des Landgerichts Waldshut durch
Erweiterung seines Bezirks , wozu die Eröffnung der
Eisenbahnlinie Schopfheim-Säckingen die Möglichkeit ge¬
geben, in Aussicht nimmt, als im allgemeinen zutreffend
anerkennen, dabei aber doch betonen , daß wie Alles, auch
diese Maßnahme ihre zwei Seiten habe . So seien aus
dem hintern und Mittlern Theil des Bezirks Schönau
Stimmen laut geworden, welche die Aufrechterhaltung der
bisherigen Verhältnisse wünschten und dafür geltend mach¬
ten , man solle mit den alten Traditionen nicht brechen :
der Verkehr der Bewohner des Schönauer Bezirks habe
von Alters her seinen Schwerpunkt im Breisgau und
insbesondere in Freiburg ; bei der beabsichtigten Zuthei¬
lung des Bezirks nach Waldshut und den damit verbun¬
denen Zwang , sich zur Erledigung der gerichtlichen An¬
gelegenheiten nach Waldshut zu begeben , anstatt sie , wie
bisher gleichzeitig mit der Besorgung der gewerblichen
Angelegenheiten in Freiburg zu erledigen , besorge man
eine wesentliche Gefährdung der Interessen des Bezirks
Schönau . Auch im »ordern Theil des Schönauer Be¬
zirks bestünden diese Bedenken , doch würde man sich da
eher unter der Voraussetzung günstiger Zugsverbindungen
mit der vorgeschlagenen Bezirksänderung befreunden kön¬
nen. Als Vertreter des Schönauer Bezirks, dessen große
Mehrheit die Aufrechterhaltung des bisherigen Zustandes
wünsche, werde er deßhalb einem Antrag zustimmen, der
die Aenderung der Bezirkseintheilung auf den Amtsge¬
richtsbezirk Schopfheim beschränken wolle.

Abg . Pfister kann sich gleichfalls nur mit einem Theil
des Gesetzesvorschlags befreunden , wenn auch für den
Amtsbezirk Schopfheim Gründe für Zutheilung zu Walds¬
hut sprechen, so sei das für Schönau nicht der Fall . Alle
Verhältnisse weisen dort darauf hin , daß dieser Bezirk
von Freiburg nicht getrennt werden sollte . Er habe sich
bei der Bevölkerung der beiden fraglichen Amtsgerichts¬
bezirke Aufschluß über ihre Stellungnahme zu der Aende¬
rung zu verschaffen gesucht ; im Bezirk Schopfheim sei
das Günstigste für den Vorschlag eine gewisse Gleichgil¬
tigkeit gewesen ; im Bezirk Schönau dagegen habe man
sich allgemein gegen die Zutheilung zu Waldshut ausge¬
sprochen . Redner kann auch nicht verstehen , was mit
dieser Aenderung bezweckt werden soll : eine Entlastung
des Landgerichts Freiburg in dem Umfang , daß eine
Verminderung der Richterzahl möglich sei , werde nicht
erreicht , anderseits das Landgericht Waldshut durch die
unbedeutende Vergrößerung seines Bezirks nicht lebens¬
fähiger werden; als einzig mögliche Hilfe für das Walds -
huter Landgericht müsse er dessen Aufhebung erblicken,
die nur noch eine Frage der Zeit sein könne . — Auch
er werde deßhalb , wie der Vorredner , einem Vorschlag
zustimmen , der nur Schopfheim an Waldshut zutheile ,
Schönau aber bei Freiburg belasse .

Der Präsident macht Mittheilung, daß von den
Abgg. Marke , Pfister , Rau u . Gen . ein Antrag ein¬
gebracht worden sei, den K 1 des Gesetzes dahin zu fassen :

„Der Amtsgerichtsbezirk Schopfheim wird von dem
LandgerichtsbezirkFreiburg losgetrennt und dem Land¬
gerichtsbezirk Waldshut zugetheilt. "

Zur Begründung des Antrags erhält das Wort Abg .
Marbe , welcher darauf hinweist, wie er bei Berathung
des Justizbudgets anläßlich einer Bemerkung des Kom¬
missionsberichts, welche die Abtrennung der Bezirke Schopf¬
heim und Schönau von Freiburg und deren Zutheilung
zu Waldshgt mit Rücksicht auf die Eröffnung der neuen
Bahnverbindungen zur Erwägung gab , betont habe, daß
man einen solchen Schritt nur dann thun könne , wenn
von Seiten der Bevölkerung und nach Anhörung der
Interessenten eine entschiedene Zustimmung zu einer
solchen Maßnahme geäußert worden sei . Er habe sich
gedacht , daß die Großh . Regierung diese Anregung in
Erwägung ziehen werde , nicht aber , daß so bald schon
eine Vorlage , die der Anregung entspreche , an das Haus
gelange. Er sei verwundert gewesen , als er die Be¬

gründung der Vorlage gelesen ; denn dieselbe sei verhält -
nißmäßig sehr dürftig und insbesondere in einem Punkte
mangelhaft , da die Verhältnisse des Bezirks , um dessen
Entlastung es sich handle, keine Erläuterung gefunden.
Noch mehr aber habe er sich über den Passus der Be¬
gründung gewundert, der sage : „ es darf angenommen
werden, daß , wenn auch die betheiligten Amtsgerichts¬
bezirke einen dahingehenden Wunsch bisher nicht geäußert
haben, die beabsichtigte Aenderung doch auch ihren Inter¬
essen , vielleicht mit Ausnahme des obersten Theils des
Bezirks (Schönau) entspricht "

; damit sei ausdrücklich aus¬
gesprochen , daß von Seiten der Bevölkerung keine An¬
regung oder Zustimmung gegeben worden, ja es sei zu¬
gestanden , daß gerade der Hintere Theil des Wiesenthals
mit der Maßnahme nicht einverstanden sei . — Es dürfe
diese Maßnahme nicht verglichen werden mit der Neu -
eintheilung der Bezirke im Jahre 1879 ; hier handle es
sich darum, ob eine Eintheilung , die s . Zt . aus triftigen
Gründen getroffen worden sei , theilweise wieder geändert
werden solle, und zwar nicht aus Gründen , die aus An¬
regung der betheiligten Bevölkerung hervorgegangen ,
sondern aus lediglich äußeren Gründen . Als ein solcher
werde zunächst angeführt , man müsfe dem kaum lebens¬
fähigen Landgericht Waldshut — gegen das übrigens in
der Budgetkommission eine nicht gerade günstige Ansicht
bestehe — aufhelfen ; sodann werde der Eröffnung der
sogenannten strategischen Bahnen Erwähnung gethan ,
wobei nicht zu leugnen sei . daß Schopfheim durch die¬
selben mit der Kreisstadt Waldshut näher verbunden sei
als mit Freiburg . Aber man dürfe solche Organisationen
nicht lediglich aus äußerlichen bureaukratischen, budget¬
rechtlichen Gründen vornehmen , sondern müsse dabei in
erster Reihe auf die geographischen , wirthschaftlichen und
sozialen Verhältnisse sehen ; von diesen Gesichtspunkten
aus sei aber jedenfalls der Amtsbezirk Schönau in einer
solchen Lage , daß seine Lostrennung von Freiburg , wo
der Verkehr der Bewohner des Schönquer Bezirks von
jeher seinen Schwerpunkt habe, nicht gerechtfertigt er¬
scheine . Die besseren Bahnverbindungen , insbesondere auch
die Linie Todtnau -Zell , könnten nicht entscheidend sein ;
man dürfe nicht glauben , daß die Rechtsuchenden des
Bezirks sich auf die Eisenbahnen setzen , da sie die Kreis¬
stadt billiger und bequemer zu Fuß erreichten. Redner
weist hinsichtlich der geschäftlichen Beziehungen des Schö¬
nauer Bezirks mit Freiburg insbesondere auf Todtnau
hin und befürchtet , daß wenn man das Wiesenthal vom
vorderen Rheinthal losreiße, es nach Basel hin gravitire.
Redner ist auch verwundert, daß man nicht gehört , welche
Stellung die beiden betheiligten Landgerichte zu der Aen¬
derung der Bezirkseintheilung genommen, ferner auch , ob
mit Durchführung der Maßregel infolge Entlastung des
Freiburger Gerichtshofs eine Ersparniß durch Verminde¬
rung der Richterstellen in Freiburg eintreten würde . —
Jedenfalls sollte man , wenn man dem Landgericht Walds-
Hut aufhelsen wolle , nicht so weit gehen , wie die Vorlage ,
sondern die Aenderung der Bezirkseintheilung mindestens
auf Schopfheim beschränken ; er bitte deßhalb, dem hierauf
abzielenden Antrag zuzustimmen .

Oberstaatsanwalt Frhr . v . Neubronn : Die Großh.
Regierung sei sich bei dieser Vorlage klar gewesen , daß
es sich nicht um eine solche handle, die aus direkten und
mehrfach ausgesprochenen Wünschen der betheiligten Be¬
völkerung hervorgegangen, sondern um eine Maßregel,
die dem dringenden Bedürfniß der Justizverwaltung ent¬
sprungen sei, eine möglichst gleichmäßige Vertheilung der
Geschäfte bei den einzelnen Gerichtshöfen zu erstreben
und namentlich den Gerichtshof zu Waldshut, der wegen
weit zu geringer Beschäftigung in seiner Existenz bedroht
sei, aufrecht erhalten zu können . Die Großh . Regierung
könne sich zudem bei der beabsichtigten Maßnahme auf
die Stellungnahme der verehrlichen Budgetkommission
dieses Hohen Hauses berufen. Die Großh . Regierung
sei übrigens schon vor Erstattung des die Anregung hierzu
enthaltenden Kommissionsberichts des Abg . Frech dem Ge¬
danken, der in der Vorlage zum Ausdruck komme, nahe
getreten gewesen.

Wenn die Vorlage auch nicht ausdrücklich aus direkten
Anregungen der betheiligten Bevölkerung hervorgegangen ,
so würde die Großh . Regierung doch von Einbringung
derselben Umgang genommen haben , wenn von den An¬
gehörigen der betheiligten Bezirke begründete Wünsche
gegen die Maßnahmen geltend gemacht worden wären ;
dies sei aber nicht der Fall , und dies anzunehmen habe
die Großh . Regierung auch aus dem heutigen Vorbringen
der Herren Vorredner keinen zwingenden Anlaß . Wenn
angeführt werde , man solle mit den alten Traditionen
nicht brechen, so übersehe man bei dem hierauf gegründe¬
ten Argument, daß es sich ja bei der heutigen Vorlage
nicht um Verlegung der Amtsgerichtssitze ' handle ;
das Amtsgericht sei die Stelle, wo Jedermann im Laufe
der Zeit das eine oder das andere Mal etwas zu thun
habe ; das Landgericht habe diese Bedeutung für die lo¬
kalen Interessen nicht und nur in landgerichtlicher Be¬
ziehung wolle die Vorlage eine Veränderung herbeifüh¬
ren, nachdem eine bessere Verbindung der beiden Amts¬
gerichtsbezirke mit einem andern als dem Landgericht ,
dem sie bisher zugetheilt waren , erzielt sei . Wenn man
die der Regierungsbegründung beigefügten Zahlen ver¬
gleiche, so werde man finden , daß aus den beiden Be¬
zirken Schopfheim und Schönau nur eine kleine Anzahl

von landgerichtlichen Sachen erwachsen und eine Schädi¬
gung der Interessen dieser Bezirke und deren Angehöri¬
gen durch anderweite Zuweisung dieser Sachen nicht be¬
dingt sein könne. Er wolle dahin gestellt sein lassen , ob
die Bezirke des Wiesenthals in der Weise wirklich nach
Freiburg gravitiren , wie dies behauptet worden sei ; die
Unterstellung liege aber nahe, daß schon jetzt die Bezirke
in wirthschaftlicher Beziehung nach Basel gravitiren und
darin deshalb die Vorlage keine Aenderung Hervorrufe.

Was die Verbindungen anlange, so sei wohl kein
Zweifel , daß für sämmtliche Orte der beiden Bezirke
jetzt in der Richtung nach Waldshut eine kürzere , rich¬
tigere und billigere Bahnverbindung geschaffen sei ; es
sei ja richtig , daß auch manche Wege aus Schönau nach
dem Bezirk Freiburg führen, und es möge auch sein , daß
diese Wege vielfach benützt werden ; das rühre aber doch
aus einer Zeit her , als es keine andern Verbindungen
gegeben , und werde sich ändern, sobald die Bahnverbin¬
dungen sich eingelebt . Dabei sei auch zu erwägen , daß
die bisherigen Wegverbindungen doch im Gegensatz zur
Bahn mit großen Unbequemlichkeiten verbunden seien .
Das Landgericht Waldshut eigne sich schon aus geogra¬
phischen Gründen nicht zur Aufhebung , die Großh. Re¬
gierung müsse daher, da eine Verminderung der Be¬
setzung nach den Bestimmungen der Gerichtsverfassung
nicht angängig sei , für ausreichende Beschäftigung des
Gerichtshofs Sorge zu tragen bemüht sein ; wenn dies
in der vorgeschlagenen Weise der Vergrößerung des Be¬
zirkes geschehe , so erwachse daraus der weitere Vortheil,
daß bei dem hierdurch entlasteten Gerichtshof in Frei¬
burg , wenn auch nicht sofort , so doch bei ferner abneh¬
menden Geschäften die Möglichkeit einer Ermäßigung
von Richterstellen in Erwägung gezogen werden könne .
Der Gerichtsbezirk Freiburg bleibe aber immer noch ein
großer , ob man die beiden Bezirke Schopfheim und
Schönau bei ihm belasse oder nicht . Dem Abg. Pfister
werde der Bezirk Waldshut für die von ihm vorgeschla¬
gene Art der Hilfe nicht zu besonderem Dank verpflichtet
sein . Daß Waldshut durch die Zutheilung der beiden
Bezirke nicht nur lebensfähig , sondern fast ziffermäßig
auf die Höhe von Mosbach gebracht werde , gehe aus
einer Vergleichung der Zahlen hervor. Der aus der
Entlastung Freiburgs der Justizverwaltung erwachsende
Vortheil , die Möglichkeit einer Verminderung der Rich¬
terzahl später eventuell in Erwägung ziehen zu können,
werde um so werthvoller sein , als andere Landgerichte
mit Rücksicht auf ihren Geschäftsstand eine zu geringe
Besetzung aufwiesen , welchem Mißstand , da keine Nei¬
gung bestehe , neue Landgerichtsrathsstellen zu schaffen ,
nur auf dem Wege der Verwendung anderwärts ent¬
behrlicher Kräfte abgeholfen werden könnte .

Er bitte deshalb , den Antrag Marbe abzulehnen und
den Kommissionsantrag anzunehmen .

Abg . Weygoldt wird , nachdem der Bezirksrath und
die Handelskammer in Schopfheim sich für die Vorlage
ausgesprochen, auch seinerseits , obwohl im Bezirk Schopf¬
heim weite Kreise der Vorlage gleichgiltig , manche auch
ablehnend gegenüberstehen , zustimmen , aber nur unter
gewissen Voraussetzungen; als eine derselben betrachte er
die Ablehnung des Antrags Marbe , da im Falle der
Annahme desselben die Verstimmung in Schopfheim über
die alleinige Lostrennung von Freiburg ihm nicht er¬
möglichen würde, als Vertreter der Stadt für die Vor¬
lage zu stimmen ; ferner müsse er erwarten, daß bei Auf¬
stellung der Fahrpläne gebührende Rücksicht auf die Mög¬
lichkeit einer guten Verbindung mit Waldshut genommen,
auch daß bei Vorladungen nach Waldshut die Bahnver¬
bindung gebührend berücksichtigt werde ; endlich sehe er
voraus, daß in thunlichster Bälde beim Landgericht Frei¬
burg die Richterzahl eine Verminderung um einen Rich¬
ter erfahre .

Abg. Kiefer betont , daß es sich bei der Vorlage nicht
um eine Aenderung der Amtsgerichtssitze , sondern ledig¬
lich um eine Aenderung zweier Landgerichtsbezirke handle ,
und daß diese Maßregel in erster Reihe bezwecke , ein
Landgericht vor der Aufhebung zu bewahren , zu der
man , wenn der Geschäftsstand dort noch mehr herab¬
sinke, gedrängt würde ; das wolle man verhindern . Mit
der Zutheilung nur eines Landgerichts werde aber dem
Bedürfniß nicht genügt . Der Abg . Marke habe sich ge¬
wundert , daß man die Gerichtshöfe über die Frage nicht
gehört , von dem Anwaltsstand habe er aber nicht ge¬
sprochen ; würde man den befragen , so würden wohl die
Freiburger Anwälte die Vorlage zurückweisen, die Walds-
huter ihr aber zustimmen . Die Regierung habe recht
gethan, wenn sie bei Einbringung der Vorlage rasch ge¬
handelt und mit weitem Blick von höhern Gesichtspunkten
die Sache beurtheilt habe . Redner ist überzeugt , daß
die jetzt geltend gemachten Beschwerden verschwinden
werden. Der einzige Punkt der engen Berührung der
Bezirksangehörigen mit dem Landgericht sei die Straf¬
kammer ; bei dem Umstand aber , daß den geladenen
Zeugen für Benützung der Bahn Entschädigung gegeben
werde , sei kaum anzunehmen , daß sie dann vorziehen
sollten , den Weg zu Fuß zu machen. Wenn die von den
Anwälten mitgebrachten , nicht geladenen Zeugen seltener
sich bereit finden ließen , so sei das nicht zu beklagen.
Die Vorsitzenden der Strafkammern würden stets die
Bahnverbindungen bei den Zeugenladungen in Berück¬
sichtigung ziehen . Redner bittet um Ablehnung des An -
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trags Marbe , bei dessen Annahme alles beim Alten bliebe ,
und um Annahme des Kommissionsantrags .

Abg . Fieser entledigt sich zunächst eines Auftrags des
Abg . v . Stoesser , wenn er dessen Bedauern , infolge einer
dienstlichen Abhaltung heute nicht erscheinen zu können,
Ausdruck gibt . Sodann müsse er sich gegen den der
Budgetkommission gemachten Vorwurf des Abg . Marbe
verwahren , daß diese dem Landgericht Waldshut nicht
günstig gesinnt sei ; nun sei bei objektiver Betrachtung das
Gegentheil der Fall : es wäre der Budgetkommission eine
Kleinigkeit gewesen , die Aufhebung des Landgerichts Walds¬
hut zu beantragen , dessen Mitglieder täglich kaum mehr
als eine Stunde beschäftigt seien ; man wünsche aber diesen
Gerichtshof zu erhalten und müsse deßhalb auch dafür sor¬
gen , daß ihm ausreichende Beschäftigung gesichert werde .
Redner weist an der Hand der Statistik die verschieden¬
artige Beschäftigung der Landgerichte nach , wonach wir
eigentlich nur drei voll beschäftigte Gerichtshöfe , Mann¬
heim , Karlsruhe und Freiburg , hätten ; würde es nicht
gelingen , Waldshut entsprechend zu beschäftigen , so hätte
man die Verpflichtung , das Landgericht dort aufzuheben .
Redner verweist auch auf die neu eröffnet « Bahnverbin¬
dung und betont gleichfalls , daß es sich bei der Vorlage
nur um landgerichtliche Interessen handelt , deren Gering¬
fügigkeit er ziffermäßig darthut . Redner wird für das
Gesetz stimmen , das den Interessen der Bevölkerung bei
richtiger Würdigung der Verhältnisse entspricht ; gegen
den Antrag Marbe habe er unter anderen auch formelle
Bedenken , die zu beseitigen wären , wenn der Antrag
lediglich auf Streichung von „Schönau " in 8 1 lautete .

Abg . Frank verwahrt sich gleichfalls gegen die Unter¬
stellung des Abg . Marbe , als ob in der Budgetkommission
eine Waldshut ungünstige Stimmung bestanden . Die
Budgetkommission wolle das Landgericht Waldshut er¬
halten ; dessen Beschäftigung müsse aber vermehrt werden ,
da die Zahl seiner Richter nicht reduzirt werden könne.
Für die Anregung der Budgetkommission , die in der heu¬
tigen Vorlage zum Ausdruck komme, sei ein weiterer
Grund der gewesen , daß eine Vermehrung der Richter¬
zahl im Allgemeinen in Aussicht gestanden , der man keine

. Sympathie entgegengebracht und deßhalb ausgesprochen
habe , man solle die fehlenden Richter da nehmen , wo
solche überflüssig seien . Redner wird der Vorlage heute
zustimmen und erwartet , daß die Wünsche der Kommission
hinsichtlich der Verwendung anderwärts überflüssiger
Richter im Bedarfsfälle auch für die Großh . Regierung
maßgebend sein werden . Dem Abg . Marbe wolle er ent¬
gegnen . daß der Bauer heutzutage nicht mehr so dumm
sei, daß er zu Fuß gehe, wo er besser und richtiger fahren
könne . Wenn auch jetzt noch da und dort die Bevölkerung
mit der Aenderung nicht zufrieden sei, so werde sich das ,
wenn günstige Zugsverbindungen eingerichtet werden , bald
geben .

Abg . Rau bittet um Annahme des Antrags Marbe .
Auch er befürworte den Weiterbestand des Landgerichts
Waldshut und werde sich deshalb der Zutheilung Schopf¬
heims nach Waldshut nicht widersetzen . Anders lägen
aber die Dinge in Schönau , dessen besondere Verhältnisse
es begreiflich erscheinen ließen , daß Verkehr und Industrie
nach Freiburg gravitire ; die Eisenbahnstation Kirchzarten
verschaffe dem Bezirk auch eine passende Bahnverbindung
mit Freiburg , das vor Waldshut u . A . auch die große
Auswahl unter Anwälten und Sachverständigen voraus
habe . Die Regierungsvorlage gehe von dem Gedanken
aus , daß das Landgericht Waldshut ohne die projektirte
Bezirksvergrößerung nicht fortbestehen könne. Der An¬
trag Marbe beruhe auf der Stimmung der Bevölkerung .
Was die formelle Seite des Antrags betreffe , so sei
Redner der Ansicht, daß bei der Fassung des Gesetzes
dem Gedanken des Antrags nur durch einen neu formu -
lirten 8 l des Gesetzes Ausdruck verliehen werden könne.

Abg . Marbe hat nicht der Budgetkommission den
Vorwurf machen wollen , daß sie das Landgericht Walds¬
hut aufzuheben beabsichtige , sondern hat lediglich die hi¬
storische Thatsache erwähnt , daß man früher an eine Be¬
seitigung dieses Landgerichts gedacht habe ; mit dem Antrag
sei man den Bestrebungen , auf denen die Vorlage basire ,
so weit entgegen gekommen, als nicht die Stimmung der
Bevölkerung entschieden widerstrebe . Dem Abg . Kiefer
wolle er bemerken , daß er nicht pro äomo als Freiburger
Anwalt gesprochen habe , sondern lediglich aus in der Sache
gelegenen Gründen . Dem Abg . Frank wolle er erwidern ,
daß nach seiner Erfahrung der Bauer zu Fuß gehe, trotz
der Möglichkeit , die Eisenbahn benützen zu können . Im
übrigen widerholt Redner seine ersten Ausführungen .

Oberstaatsanwalt Freiherr v . Neubronn ist über¬
zeugt , daß Jeder , der die vorliegende Frage von einem
höheren Gesichtspunkt auffaßt , die Anschauung gewinne ,
daß nur die Vorlage , wie sie eingebracht ist, dem erstreb¬
ten Zwecke entspreche und daß sie lokale Interessen nicht
schädige . Auch die Angehörigen des Bezirks Schönau
könnten sich mit dem beruhigen , was zu ihrer Beruhi¬
gung heute vorgebracht sei; eine Unzufriedenheit werde
dort seines Erachtens nicht nachträglich entstehen , sondern
man werde im Gegentheil in kurzer Zeit sich überzeugen ,
daß man sich unnöthigerweise Bedenken gemacht habe . —
Die von dem Abg . Weygoldj verlangten Voraussetzungen
seien bereits vorhanden . Der Fahrplan sei so eingerich¬
tet , daß man an jedem Ort des Bezirks Schönau und
Schopfheim an einem Tag nach Waldshut und nach ge¬
nügender Aufenthaltszeit zurück kommen könne — (eine
solche Verbindung sei mit Freiburg weder jetzt noch künf¬
tig möglich ) — ; es werde der Großh . Regierung gewiß
gelingen , daß auch bei der künftigen Feststellung des
Fahrplans dies so bleibe . Gegenüber der Bemerkung
des Abg . Marbe , daß eben die Leute lieber gehen als
fahren , wenn auch der Zeitaufwand dadurch sich noch so
vergrößert , wolle er zugeben , daß dies vielleicht thatsäch -
lich der Fall sei da und dort . Ein sehr hoher Gesichts¬

punkt könne aber in dieser Gewohnheit nicht gefunden
werden und namentlich für die Großh . Regierung könne
er doch wohl nicht maßgebend sein ; vielmehr sollte man
eher darauf sehen solche Anschauungen und Lebensge¬
wohnheiten möglichst bald zu beseitigen , statt sie thunlichst
zu schonen.

Bei Ladungen nach Waldshut werde auf die Eisenbahn¬
verbindungen thunlichste Rücksicht genommen werden . Auf
die Anregung des Abg . Gesell auf diesem Landtag sei
bereils allgemein die frühere diesbezügliche Anordnung
seitens der Großh . Regierung in Erinnerung gebracht
worden ; man werde nicht unterlassen dem Landericht
Waldshut noch besonders deren Beobachtung zu empfehlen .

Abg . Kiefer hat keinem Anwalt eine selbstsüchtige und
kleinliche Gesinnung unterschoben , . sondern nur anläßlich
der Bemerkung des Abg . Marbe , daß man die Inter¬
essenten hätte hören sollen , unter diesen auch die Anwälte
erwähnt . Aus der heutigen Debatte könnte man bei¬
nahe den Eindruck gewinnen , als handle es sich um einen
Kampf zwischen Freiburg und Waldshut .

Abg . Fieser erinnert den Abg . Marbe , daß er — Red¬
ner — nur gegen die der Budgetkommission gemachte Un¬
terstellung sich verwahrt habe .

Nach einem kurzen Schlußwort des Berichterstatters
und einer persönlichen Bemerkung des Abg . Marbe wird
der Antrag Marbe und Gen . abgelehnt und der Gesetz¬
entwurf nach dem Antrag der Kommission , wie bereits
berichtet , unverändert angenommen .

Als weiterer Gegenstand der Tagesordnung gelangt
zur Berathung der Bericht der Petitionskommission über
die Petition des Vorstandes des Demokratischen Vereins
zu Mannheim und des Freisinnigen Vereins zu Offen¬
burg , die Einführung des direkten Wahlrechts für die
Landtagswahlen betr . (Berichterstatter : Abg . Strübe . )

Der Berichterstatter , der im Allgemeinen auf den
gedruckten Bericht verweist , schickt die Bemerkung voraus ,
daß nachträglich noch gleichlautende Petitionen aus Bruchsal ,
Durlach , Pforzheim , Karlsruhe , Konstanz und sämmtlichen
Orten des Amts Ettlingen eingelaufen seien . Er habe
in seinem Bericht einen kurzen geschichtlichen Ueberblick
über den Gegenstand gegeben , der in verschiedenen Formen
das Haus schon wiederholt beschäftigt habe , und insbe¬
sondere auch aus der Verhandlung vom 27 . April 1882 ,
als der neuesten , einige nähere Mittheilungen gemacht .
Er habe das gethan in der Hoffnung , daß dadurch für
die heutige Verhandlung viel Zeit erspart und das Haus
eines näheren Eingehens in die nach allen Seiten bereits
erörterte Frage überhoben werde . Er bitte , dem Kom¬
missionsantrag , welcher Uebergang zur Tagesordnung
empfehle , zuzustimmen .

Abg . Schmitt zieht zunächst die einzelnen Wahlarten ,
wie sie in unserer Verfassung vorliegen , in Betracht und
verwendet sich im Interesse der Vereinfachung und Gleich¬
artigkeit dafür , daß seitens dev . Gesetzgebung auf Be¬
seitigung der diesem System anhaftenden Mängel hin¬
gewirkt werde . Auf die Landjagswahlen speziell ein¬
gehend bemängelt Redner die Eintheilung der Wahldistrikte ,
die eine Interessenvertretung illusorisch mache, und kommt
auf die Wahlordnung und speziell den 8 34 , wonach auf
200 Seelen ein Wahlmann zu wählen ist , zu sprechen,
dessen Anwendung zu Unbilligkeiten führe , wie Redner ,
auf Bruchsal exemplifizirend , ausführt . — Die zur Be¬
rathung stehende Petition verlange Einführung eines all¬
gemeinen direkten Wahlrechts für den Landtag , wie solches
für den Reichstag bestehe und wie es in Württemberg
und Sachsen in Geltung sei ; Redner weist auf das eigen-
thümliche , einen direkten Gegensatz zu der Besetzung dieses
Hauses bildende Ergebniß der letzten Reichstagswahl hin ;
er sei sich bewußt , daß das Schicksal eines solchen Ver¬
langens wie des heutigen von der jeweiligen Besetzung
der Kammer abhängig sei ; dieselbe sei aber auch schon
derart gewesen , daß dasselbe Begehren mit einer Mehr¬
heit von einer Stimme empfehlend überwiesen worden sei .
Trotz der dermaligen Besetzung der Kammer werde er
sich nicht abhalten lassen , für empfehlende Ueberweisung
heute zu stimmen , da das Volk in Baden gewiß soweit
mündig sei , um beurtheilen zu können , für wen es seine
Stimme abgebe .

Der Präsident gibt bekannt , daß von den Abgg .
Marbe , Gerber , Grüninger und Gen . ein Antrag ein¬
gereicht sei, die Petition der Großh . Regierung empfehlend
zu überweisen .

Zur Begründung des Antrags erhält das Wort
Abg . Gerber , der darauf hinweist , daß es sich nur

um eine Petition und noch nicht um ^ in Gesetz handle ;
schon mehrere solche Bitten seien an das Haus gekommen
und es sei bekannt , daß schon seit vielen Jahren im Volk
der Wunsch nach direkten Wahlen vorhanden sei. Das
indirekte Wahlsystem sei erst eine Erfindung dieses Jahr¬
hunderts ; man habe es dem Volk gegeben , nachdem man
ihm vorher alle Rechte entzogen gehabt habe ; man sei
ängstlich und vorsichtig zu Werk gegangen ; das System
sei aber jetzt durch die Reichsgesetzgebung überholt . Das
Reich habe dadurch keinen Schaden gelitten ; das deutsche
Volk sei so aufgeklärt und gebildet , daß es das allgemeine
direkte Wahlrecht gut ertragen könne . -Die Einführung
desselben sei Sache der Zweckmäßigkeit , da es die großen
Umständlichkeiten und Beschwerlichkeiten des indirekten
Systems nicht an sich trage ; auch werde eine wesentliche
Kostenersparniß durch den Wegfall der vielen Fehler und
Verstöße erzielt werden . Das direkte Wahlrecht sei gerechter
und dem Volksgeist entsprechender . Das deutsche Volk
habe es von jeher gehabt und verlange es jetzt wieder
mit Ungestüm . In dem Bericht des Abg . Strübe werde
die Besorgniß vor Gefahr für den Staat hervorgehoben ,
die aus dem direkten Wahlrecht entstünde , aber mit Un¬
recht : wie im Reich würde man auch im Lande erleben
und sehen , daß weder Revolution noch Umsturz der be¬
stehenden Verhältnisse resultire . Es würde wohl manche

Aenderung sich ergeben , daß wäre aber auch der Wahr -
: heit gemäß , während jetzt Thatsachen vorliegen , die dar -

thun , daß der Wille des Volkes gefälscht werde . Redner
j exemplifizirt hier wieder auf die Freiburger Landtagswahl
^ der er die letzte Reichstagswahl daselbst entgegenstellt . Und
l wenn sonst kein Grund für das direkte Wahlsystem vor -
^ liege , als daß die Mehrheit des Volkes es verlange , so
^ müßte dieser Grund für eine „ liberale "

Volksvertretung
genügen . Redner könnte sich eigentlich freuen über den
Beschluß der Kommission , da die liberale Partei dieses
Hauses sich mit dieser Stellungnahme zu der wichtigen
Frage im Lande diskreditire . (Präsident Lamey mahnt
den Redner zur Ruhe . ) Wenn man die Petition nun
nicht empfehlend überweisen wollte , hätte man sie wenig¬
stens zur Kenntnißnahme überweisen sollen , damit die
Regierung überhaupt veranlaßt werde , sich mit der Frage

! zu beschäftigen , obschon in dieser Richtung von der Re -
i gierung nicht viel zu hoffen wäre ; denn nach den reak-
! tionären Bestimmungen , die sie in den neuen Gesetzent -
! Wurf über Abänderung der Gemeindeordnung aufge -

^ nommen , sei anzunehmen , daß auch eine auf den heutigen
> Gegenstand bezügliche Vorlage Bestimmungen enthielte ,
j daß man lieber auf dieselbe verzichtete . — Im Interesse
l einer einheitlichen Gestaltung der verschiedenen Wahlen

bitte er um Annahme des von ihm und seinen Gesinnungs¬
genossen eingebrachten Antrags , der eine alte Bitte des
Volkes der Erfüllung nahe bringen wolle .

Abg . Fieser will , da er als Gegner des direkten
Wahlrechts verschrien sei, die Gelegenheit nicht vorüber¬
gehen lassen , um die Erklärung abzngeben , daß er sich
noch nie , soweit es sich um die Reichstagswahlen handle ,
gegen das direkte Wahlrecht ausgesprochen habe ; er ver¬
hehle nicht, daß dieses Wahlrecht große Bedenken in ihm
hervorgerufen , daß es bei der Bevölkerung eine Klassen¬
herrschaft erzeuge , wie sie schlimmer noch nie dagewesen ,
und zwar eine Herrschaft der untern Klassen ; ein großer
Staat , das Reich , könne diese Gefahren wohl ertragen ,
nun solle aber bei uns eine Einrichtung geschaffen wer¬
den , wie sie sonst nirgends bestehe . Preußen , das das
direkte Wahlrecht geschaffen , habe für seinen Landtag
ein indirektes Wahlsystem , das im Berhältniß zu dem
unsrigen außerordentlich reaktionär erscheine, ein Klassen¬
wahlsystem mit offener Wahl ; dort werde auch nicht wie
bei uns beständig der Uebergang zum direkten Wahl¬
recht verlangt . In Sachsen bestehe zwar direkte Wahl ,
aber eine wesentliche Beschränkung des aktiven Wahl¬
rechts durch Census ; in Württemberg sei bei der direkten
Wahl die Zusammensetzung der Volkskammer eine solche ,
daß sie die uöthigen Garantien biete . Auch in Eng¬
land , dem Musterstaat der bürgerlichen Freiheit und des
weitgehendsten Parlamentarismus , gehe man nicht so
weit , wie die Petenten verlangen ; es bestehe dort ein
hoher Census , der erst in den letzten Jahren etwas ge¬
mildert worden sei. Eines der erheblichsten Bedenken
gegen das direkte Wahlrecht sei die mit demselben ver¬
bundene Demagogie , die die unerhörtesten Zustände
schaffe ; wenn man bei uns auch noch nicht so weit sei,
wie z . B . in Ungarn , so wisse man doch nicht , wohin
man mit der Zeit gelangen werde . Die bis jetzt zu
Tage getretenen Erscheinungen verleiteten nicht dazu ,
einen Versuch im Sinne der Petenten zu machen . Bei
der direkten Wahl zum Reichstag bestehe doch eigentlich
kein anderes freies Wahlrecht , als zu sagen , ob man
dem Vorgeschlagenen seine Stimme geben wolle ; andern¬
falls sei sein Wahlrecht illusorisch . Wenn das bestehende
direkte Wahlrecht einen umgekehrten Erfolg erzielt hätte ,
so würde das Centrum wohl ebenso eifrig für das in¬
direkte Wahlrecht eintreten . Sehr eigenthümlich mache
sich die Behauptung , daß die direkten Wahlen weniger
kostspielig seien , während doch gerade bei der gegneri¬
schen Partei für die Wahlen große Geldopfer auf¬
gewendet worden seien . Redner erwähnt auch die Ge¬
meindewahlen und erinnert an die letzter Zeit häufig
vorgekommenen Fälle , in denen solche Wahlen die große
Gehässigkeit und Feindschaft erzeugt , wegen Spendung
von Wahlbier als ungiltig aufgehoben werden mußten ;
er habe sogar gehört , daß ein Mitglied dieses Hauses
für seine Wahl zum Bürgermeister 1000 M . habe be¬
zahlen müssen . Diese Verhältnisse könnten als gesund
nicht bezeichnet werden ; bei dem Verlangen nach direkten
Wahlen vergesse man die Lehre , die in der Geschichte
des direkten Wahlrechts liege . Bei den Reichstagswahlen
verändere sich die Zusammensetzung des Reichstags so
stet und fortgesetzt , daß man nicht behaupten könne , der
Bolkswille werde dadurch zum Ausdruck gebracht . Die
Stellung des Centrums zu dem direkten Wahlrecht , das
nach Redners Ansicht sich auf die Dauer gegen die Mo¬
narchie wende , sei nicht recht begreiflich ; entweder stehe
dem Centrum die Partei höher als das Ganze , oder es
erstrebe nicht nur die Veränderung des Wahlrechts . Die
aus dem direkten Wahlsystem resultirende Klassenherr¬
schaft werde nun in einem kleinen Staae noch viel ge¬
fährlicher sich ausbreiten und die ruhige , gedeihliche, stetige
Entwickelung dieses Staats aufhören machen . Redner
beruft sich auf die badische Geschichte und die Thatsache ,
daß die Wahlen des Jahrs 184B unter einem noch viel
reaktionäreren indirekten Wahlsystem zu Stande kamen .
Die Aenderung des Wahlsystems würde außerdem eine
durchgreifende Aenderung der ganzen Verfassung bedin¬
gen ; hieran sei aber , im Hinblick auf ein ultramontanes
oder demokratisches Parteiregiment , das dann drohen
könne, nicht zu denken . Die ultramontane Partei habe
dabei das nächste Ziel im Auge , die Erlangung der Ma¬
jorität , um dann die Mundtodtmachung des Volks in der
Richtung zur Durchführung zu bringen , die das katholi¬
sche Volk jetzt schon in der Kirche erfahre . Baden gelte
als das Muster eines ächten liberalen Staats ; ein Be «

dürfniß , von einem Wahlsystem abzugehen , das Baden
diesen Namen gebracht , liege keinerlei Grund vor . Redner



werde im Interesse einer ruhigen gedeihlichen Weiterent¬
wickelung Badens in der bewährten Richtung dem Kom-

missionsantrag zustimmen .
Abg . Ktrchenbauer würde , wenn er die Ueberzeugung

hätte , daß die Wohlfahrt des Volkes von der Einführung
direkter Wahlen abhänge , für empfehlende Ueberweisung
der Petition stimmen ; diese Ueberzeugung habe er aber

nicht zu gewinnen vermocht . Es sei ein konservativer
Grundsatz , festzuhalten am Bestehenden , das sich als zweck¬
mäßig erwiesen , und bei einer Aenderung das Neue einer-

genauen Prüfung zu unterziehen . Er habe sich auch die
Mühe genommen , die Licht- und Schattenseiten beider

Systeme gegeneinander abzuwägen , die Schattenseiten des
direkten Wahlsystems hätte er aber als schwerer erkannt .
Dies sei sein persönlicher Standpunkt . Der frühere Abg .
Mühlhäußer habe sich im Jahre 1882 hierin mit ihm im
Gegensatz befunden ; wenn derselbe aber auch heute hier
wäre und die Früchte des direkten Wahlsystems gesehen ,
so würde derselbe — das sei Redners Ueberzeugung —
anders denken. Das bestehende System , das Redner er -

örtct , sei durchaus nicht reaktionär ; er könne nicht be¬

greifen , daß bei demselben der Volkswille nicht ebenso
zum Ausdruck kommen könne , wie dies beim direkten
Wahlrecht der Fall sein solle . Der Abg . v . Feder habe
im Jahre 1882 sich dahin geäußert , daß Ueberstürzung
nicht zu befürchten sei , daß von einem Einfluß der sozial¬
demokratischen Bewegung bei ihrer Geringfügigkeit in
unserem Lande keine Rede sein könne , das ein freigesinnter
kräftiger Bürgerstand Allem Vorbeuge . Diese Aeußerung
würde der Abg . v . Feder heute nicht mehr haben aufrecht
erhalten können , schon im Hinblick auf den Umstand , daß
seine eigene Vaterstadt im Reichstag durch einen Sozial¬
demokraten vertreten sei . Auch eine weitere Aeußerung
desselben, daß das Volk sich in die direkte Wahl bei den
Reichstagswahlen „ musterhaft " gefunden , könne nicht mehr
als begründet gelten , wenn man die Vorgänge der letzten
Reichstagswahl — Redner erwähnt namentlich die Ver¬
sammlung der liberalen Partei in der Festhalle hier , die
durch Sozialdemokraten gestört wurde — sich vergegen¬
wärtige . Die weitere Ausdehnung des direkten Wahl¬
rechts auf die Landtagswahlen würde zur Verrohung und
Demoralisation wesentlich beitragen . Wenn angeführt
werde , das Volk sei mündig für die direkte Wahl , so
fei das an sich nicht zu bestreiten , daß es aber so ge¬
bildet sei , daß es sich nicht durch Vorspiegelungen blenden
und irreleiten ließe , könne er nicht annehmen , vielmehr
habe er die Ueberzeugung gewonnen , daß das Volk noch
das Unglaublichste glaube . Redner führt hierfür Beispiele an .

Im Interesse der Ordnung , des Friedens und der
Ruhe halte er es für nothwendig , daß direkte Wahlen
nicht eingeführt werden ; die geringe Wahlbetheiligung
könne , wie der Kommissionsbericht ausführe , nicht auf das
indirekte Wahlsystem zurückgeführt werden . Redner wird
für den Kommissionsantrag stimmen .

Abg . Nopp will dem Abg . Fieser gegenüber bemerken ,
daß hier nur von Landtags - , nicht aber von Gemeinde¬
wahlen die Rede sei ; für die ihn speziell berührende Be¬
merkung hinsichtlich der Kosten seiner Wahl müsse der
Abg . Fieser aus einer trüben Quelle geschöpft haben ; er
sei bereits viermal gewählt worden und habe noch nie
vor einer Wahl auch nur einen Pfennig dafür bezahlt ;
das , was nach der Wahl geschehen sei, treffe überall zu :
bei Ovationen , die ihm gebracht worden seien , habe er
gethan , was jeder anständige Mensch im gleichen Fall
thun würde und stets gethan habe . — Was die Petition
betreffe , so theile er die Befürchtungen nicht , die man bei
Einführung des direkten Wahlrechts hege ; übrigens sei
es ja die liberale Partei gewesen, die das direkte Wahl¬
recht bei den Reichstagswahlen gegeben , und mit bestem
Erfolg .

Abg . Kiefer ist ein Freund des direkten Wahlrechts ,
doch liege die Sache so einfach , wie die Petition sie in 's
Auge fasse, nicht . Es sei übrigens bezeichnend , daß dem
Vertreter der Demokratie sofort der katholische Pfarrer
bei der Begründung der Petition beigestanden sei. Man
sei gewöhnt , daß von dem indirekten Wahlrecht stets in
verächtlicher Weise gesprochen werde ; von einem höhern
Standpunkt aufgefaßt müsse es beurtheilt werden . Der
badische Staat habe sich im redlichen Zusammenwirken
von Regierung und Volksvertretung auf Grund der Ver¬
fassungsvorschriften zu einem einheitlichen blühenden Staat
entwickelt und habe dazu die Hisse des direkten Wahl¬
rechts nie gehabt , abgesehen von einem unglücklichen
Augenblick im Jahre 1849 , wo die Revolutionskammer
aus allgemeiner und direkter Wahl hervorging , eine Ver¬

tretung , die übrigens Brentano selbst die unfähigste Ver¬

sammlung genannt habe , welche je in deutschen Gauen

getagt . - - Redner gibt unter Hinweisung darauf , daß
der ultramontanen Partei kein einziger Fortschritt zu
verdanken sei, eine geschichtliche Entwickelung des direkten

Wahlrechts und kommt anläßlich der Erwähnung einer

Absicht Bismarcks , den Beamten die passive Wahlfähigkeit
zu nehmen , auf die Wahlthätigkeit der Geistlichen ein¬

gehend zu sprechen . Er berührt dabei die entsprechenden
Verhältnisse in Amerika und der Schweiz und citirt ein
Wort Tocquille 's , der gesagt , man solle den Priester
während der Wahl in die Sakristei einsperren . — Das
direkte Wahlrecht , verbunden mit einer geistlichen Dema¬

gogie , sei eine Gefahr für Kirche und Staat , die man
nicht noch vergrößern dürfe . Die Einführung der direkten

Wahl hätte eine Reihe von Verfassungsänderungen zur
Folge ; dabei müsse bedacht werden , daß wir — im

Gegensatz zu Sachsen und Württemberg — ein allge¬
meines Wahlrecht haben , dessen Vortheile bei Schaffung
von bei Einführung des direkten Wahlrechts gebotenen
Kautelen beeinträchtigt werden könnten . Redner ist bereit ,
über die Frage der direkten Wahl zu verhandeln , aber

auf einer andern Grundlage , als auf einer alten , neuer¬
lich abgeschriebenen Petition ; zum mindesten muffe hierzu

eine Motion oder ein Jnitiativgesetzentwurf vorliegen ,
der die ganze Frage zu regeln sich bemühe . — Daß das
indirekte Wahlsystem das Volk geschädigt , sei ein ebenso
unwahrer Vorwurf , wie die Unterstellung , daß die liberale
Partei im Ausbau des Staats etwas unterlassen habe ,
was sie nicht hätte unterlassen dürfen . Bei der heutigen
Sachlage kann Redner nur dem Kommissionsantrag zu¬
stimmen .

Abg . Gerber bezeichnet die Besorgniß des Vorredners
vor der Demagogie und Revolution als unbegründet ;
das Volk werde nicht ausschlagen ; wenn auch einmal ein
Sozialdemokrat in den Landtag gewählt würde , so würde
das die staatliche Entwicklung nicht stören . — Die Dema¬
gogie sei übrigens auch bei den indirekten Wahlen mög¬
lich und beruft sich Redner hierfür auf eine diesbezüg¬
liche Aeußerung Bismarcks . ! Die Geistlichkeit sei in der
Volksvertretung immer thätig gewesen und das Reich sei
gut bestanden . — Der Abg . Kirchenbauer wolle nur Ruhe ;
sie aber wollten , daß das Volk zum Ausdruck seiner Ge¬
sinnung komme.

Staatminister l)r . Turban : Wie aus dem gedruckten
Bericht der Kommision zu ersehen sei, wende sich die Peti¬
tion nicht an die Großh . Regierung , sondern das Hohe
Haus werde angegangen , kraft der Bestimmung des Z 65a .
der Verfassung aus seiner Initiative einen Gesetzentwurf
vorzuschlagen , wonach für die Landtagswahlen das indirekte
Wahlsystem beseitigt und an dessen Stelle direkte , allge¬
meine Wahlen gesetzt würden . Die Großh . Regierung
könnte sich deßhalb eigentlich damit begnügen , die heutige
Verhandlung angehört zu haben und zu erwarten , was
das Hohe Haus zu thun beschließe; dabei sei es aber
eigenthümlich , wenn nun verlangt werde , daß die Petition
der Großh . Negierung empfehlend überwiesen werden solle .
Die Großh . Regierung wolle sich aber nicht an die Worte
halten , sondern an den der Petition zu Grund liegenden
Gedanken , wonach die Frage der Großh . Regierung zur
Erwägung gegeben werden solle. Namens der Großh .
Regierung könne Redner nun erklären , daß dieselbe ,
welche wiederholt vor den Ständen in der Lage ge¬
wesen , zu der Frage Stellung zu nehmen , vollständig
orientirt und fest entschlossen sei . auf die Einführung
des direkten Wahlrechts für die Landtagswahlen nicht
einzugehen , hauptsächlich aus dem Grund , weil ein all¬
gemeines direktes Wahlrecht , das , wie es hier verlangt
werde , ohne jede Einschränkung gewährt werden solle ,
zum Umsturz unseres Staatswesens führen würde .
Es wäre eine Unwahrheit und Unnatürlichkeit , zu sagen ,
es sei ein Jeder gleich befähigt , die Verhältnisse
unseres Staatswesens zu erkennen und in demselben mit -

zuwirken ; man würde sich damit von der Natur entfernen .
— Diese Erwägungen hätten auch die Großh . Regierung
in ihren Entschließungen im Jahre 1869/70 geleitet , als
sie bei den damals durchgeführten wesentlichen Aende -
rungen und Erleichterungen in freiheitlichem Sinne das
direkte Wahlsystem nicht eingeführt habe ; nur unter der
Voraussetzung des in der indirekten Wahl liegenden Kor¬
rektivs habe sich die Großh . Regierung entschließen kön¬
nen , die Zahl der Urwähler so bedeutend zu vergrößern
und die Vorbedingung der Eigenschaft eines Gemeinde¬
bürgers bezw . der Bekleidung eines Gemeindeamtes so¬
wie einen bestimmten Census aufzuheben . Statt der
öffentlichen hätten wir die geheime Wahl , mit der Ver¬
größerung der Zahl der Wähler sei auch die Zahl der
Wahlmänner vermehrt worden . Bei all diesen Einräu¬
mungen sei die Verfassung im liberalsten Sinne erweitert
und der Bevölkerung ein Vertrauen entgegengebracht
worden , das nicht mehr überboten werden könne . An
diesen Beschränkungen aber müsse man festhalten ; jede
andere Beschränkung , die bei Einführung des direkten
Wahlrechts geboten wäre , würde an das allgemeine
Wahlrecht hinreichen , das man doch ja nicht unter¬
schätzen solle.

Wenn von einer „Bevormundung " bei der indirekten
Wahl gesprochen werde , so müsse doch gefragt werden ,
ob denn das Geschäft bei der direkten Wahl ein freies
Wählen sei ? Ein Stimmen sei es , aber kein Wählen .
Es müsse bei einer jeden Wahl dem Wähler geholfen
werden , und wenn kein kraft Gesetzes bestimmtes Wahl¬
kollegium vorhanden sei , so müsse sich ein Komits der
einzelnen Wähler annehmen ; der Abgeordnete sei den
Wählern ja in der Regel gar nicht bekannt , denn aus
einer einmaligen Wahlrede könnten sie das nicht erfahren ,
was ihnen zu wissen noch thäte . Diesem unnatürlichen
Mißstande helfe das indirekte Wahlsystem durch die Ein¬
richtung eines gesetzlichen Wahlkollegiums ab . Er glaube
deßhalb , daß es in unser Aller Interesse sei , daß dieses
bei uns eingelebte , allgemein aber mit Kautelen einge¬
richtete Wahlsystem beibehalten werde .

Der Abg . Gerber habe bemerkt, es sei nicht gefährlich ,
wenn auch einmal ein Sozialdemokrat in die Kammer
komme; auch Redner fürchte sich nicht vor einem , auch
nicht vor mehreren Sozialdemokraten ; es bestünden aber
z . Zt . noch andere Richtungen , die die Großh . Regierung
als dem dermaiigen Gang der staatlichen Entwickelung
gefährlich erachten und denen sie entgegentreten zu müssen
glaube . Da die Großh . Regierung fest entschlossen sei,
das Beste des Staats zu wollen und die bewährten
Grundsätze eines echt liberalen Regiments bei gleicher
Berechtigung aller Konfessionen festzuhalten , werde sie die
Mittel dazu nicht gewähren , daß in diesen Grundsätzen
eine Aenderung eintrete , und sie werde deßhalb , solange
sie am Ruder sei, von dem indirekten Wahlsystem bei den
Landtagswahlen nicht abgehen . (Lebhafter Beifall .)

Abg . Wittum müßte , wenn er seine Stellungnahme
zur vorwürfigen Frage eingehend erläutern wollte , nur
wiederholen , was bereits in diesem Hause gesagt wurde ;
da er kein Freund von Wiederholungen sei, wolle er sich
auf dir kurze Erklärung beschränken , daß er unter ge¬
wissen Kautelen für das direkte Wahlrecht einzutreten ge¬

willt sei und deßhalb dem Antrag , über die Petition zur
Tagesordnung überzugehen , nicht zustimmen könne .

Abg . Marbe will sich in seinen Ausführungen darauf
beschränken , auf die Erklärungen des Herrn Staats¬
ministers , die an Klarheit nichts zu wünschen übrig ließen ,
einzugehen . In formeller Hinsicht habe man heute , wie
die Liberalen im Jahre 1869/70 die Initiative der Großh .
Regierung , an die Frage heranzutreten , anregen wollen .
Wenn dann gesagt werde , daß es nicht möglich sei , einen
Stein aus dem Verfassungsgebüude herauszunehmen , ohne
daß sich hieran wesentliche andere Aenderungen anschließen
müßten , so theile er diese Ansicht nicht, übrigens halte er
auch mit der Zeit eine Revision unserer Verfassung für
geboten . Wenn man glaube , auf dem von der Kommission
vorgeschlagenen Wege des Uebergangs zur Tagesordnung
solche wichtigen/, einschneidenden Fragen aus dem Wege
schaffen zu können , so befinde man sich nach seiner An¬
sicht in einer großen Täuschung ; es werde wohl auch ein¬
mal eine andere Regierung kommen, Sache der derzeitigen
wäre es aber , mit Weisheit vorzubauen . Das Jahr
1869/70 habe ja allerdings einige Konzessionen gebracht ,
daß wir aber jetzt ein allgemeines und gleiches Wahlrecht
hätten , sei nicht richtig . Das Bedenklichste bei den Aus¬
führungen des Herrn Staatsministers sei seine unzwei¬
deutige Stellungnahme zum direkten Wahlrecht gewesen, die
befürchten lasse, daß diese Anschauungen auch für die Stellung
der Großh . Regierung gegenüber dem direkten Wahlrecht
bei den Reichstagswahlen maßgebend sei ; hievor aber
wolle er eindringlichst warnen . — Gegenüber der Be¬
hauptung , der Wähler kenne beim direkten Wahlsystem
den zu Wählenden nicht , wolle er auf die vielen Wahl¬
reisen Hinweisen , bei denen der Kandidat mit seinen
Wählern in enge Berührung trete ; beim indirekten Wahl¬
system kenne aber der Urwähler bei der Wahlmänner¬
wahl meist den Namen des künftigen Kandidaten noch
gar nicht . Der Herr Staatsminister habe sodann an¬
läßlich seiner Stellungnahme qu der Sozialdemokratie
noch andere Richtungen erwähnt , die er als der staat¬
lichen Entwickelung gefährlich bezeichnet habe ; wenn damit
die Centrumspartei gemeint sei , so wolle er für die Er¬
klärung dankbar sein, da Redners Partei dann doch wisse,
woran sie sei. da die Regierung sich bisher den Anschein
gegeben habe , als ob sie über den Parteien stehe. Gegen¬
über dem Vorwurf der Staatsgefährlichkeit müsse er be¬
tonen , daß auch seine Partei das Recht habe , im Staat
zu stehen und für ihre Anschauungen Propaganda zu
machen ; daran sie zu hindern , habe^ die andere Partei
nicht die Befugniß : übrigens sei für den Staat nichts
gefährlicher als der falsche Liberalismus . Er fürchte ,
daß die Liberalen noch in eine schlimme Lage kommen
würden , sie, die den wahren Liberalismus gefälscht , —
Redners Partei habe geglaubt , versöhnlicheren Anschau¬
ungen zu begegnen , habe aber nach den Erklärungen der
Regierung und den Ausführungen des Abg . Kiefer —
auf die Redner näher eingeht — gesehen, daß nichts zu
machen sei . Die Katholiken beanspruchten Freiheit ; inner¬
lich wohl frei , seien sie äußerlich gebunden und gefesselt .
— Der heutige Tag werde für die Sache der Partei des
Redners nicht verloren sein.

Ein Schlußantrag der Abgg . Klein - Weinheim , Hauß
und Geldreich findet Annahme . Nach persönlichen Be¬
merkungen der Abgg . Strauß und Nopp und kurzen
Schlußbemerkungen des Berichterstatters , der aus
dem Gang der Debatte feststellt, was er schon im Anfang
erwähnt , — daß , was gesagt worden sei , schon oft hier
vorgebracht und das heutige nicht neu sei , im übrigen
sich aber als einen Anhänger des indirekten Wahlsystems
im Land und auch im Reich bekennt, wird , wie bereits
berichtet , der Antrag Marbe u . Gen . abgelehnt und der
Kommissionsantrag mit großer Mehrheit angenommen .

Handel und Verkehr .
Wien , 3 . Juni . ( Wochenausweis der Oesterr . -

Ungar . Bank ) vom 3t . Mai gegen den Ausweis vom 23 . Mai :
/ . -l- 1646 OM fl .
1. — 18 OM y .
l . 4 6 000 fl .
1. - 1000 fl .
l . - 928 OM fl .
I. — 714 MO fl .
I. -1- 165 OM fl .
l . -s- 419 OM fl .
I. — 1639 OM fl .

Bremen , 3 . Juni . Petroleum -Markt . Schlußdericht . Stan¬
dard white looo 6 .85 Still . — Amerikanisches Schweineschmalz ,
Wilcox 34 "

2 , Armour 33 .

« öl » , 3 . Juni . Weizen ver Juli 20 40 , per Nov . 18 .55 .
Roggen ver Juli 15 35 , ver Nov . 14 .45 , Rüböl ver 50 kz per
Oktober 58 .70 .

Notenumlauf . 38S735000
Metallschatz in Silber . 162 455 OM

do . in Gold . . 54 530 OM
In Gold zahlbare Wechsel 24 994 OM
Portefeuille . 140 489 OM
Lombardbestände . . . . 13 074 OM
Hypothekendarlehen . . . 112 916 OM
Pfandbriefe in Umlauf . 109 040 OM
Steuerfreie Notenreserve 55116 OM

Antwerpen , 3 . Juni . Petrolrum - Markt . Schlußbericht .
RassinirteS , Type weiß , disvonibel 17 '/« , per Juni 17 '/« , per
August 1? b„ , per Sept .-Dezbr . 17 '/, . Still . Lmerik . Schweine¬
schmalz, nicht verzollt, dispon., 82 '/, Frcs .

dariS . 3. Juni . Rüböl per Juni 69.50, Per Juli 69 .25 , per
Juli - August 68 .25 , per September -Dezember 66 .25. Still . —
Spiritus per Juni 36.75 » Per ' Sept .-Dezbr. 37 .85 . Fest . —
Zucker , weißer . Nr . 3 , per IM Kilogramm , per Jum 34 . — ,
Ver Oktober - Januar 33 .30. Still . — Mehl , 8 Marques ,
ver Juni 54.90, per Juli 55. 10 , per Juli - August 55 — , per
September - Dezember 53.60 . Fest . — Weizen ver Juni 25 .60 ,
per Juli 25 .75 , per Juli -August 24 .75, ver September -Dezember
23 . 60 . Beh . — Roggen ver Juni 16 .60, per Juli 16 .25 , per
Juli -August 15.75 , per September -Dezember 15 .25 . Still . —
Talg 60 .50 . Wetter : schön .

New - Nor » , 2 . Juni . ( Schlußkurse.) Petroleum in New -
Uork 7 .30 , dto . in Philadelphia 7 .30 , Mehl 2 .75 , Rother Winter -

weizen 96 '/r . MaiS (New ) 41 '/, , Zucker fair restn . Musc . 4 '/„
Kaffee , fair Rio 20 , Schmalz per Juli 6 .38 . — Getreide¬
fracht nach Liverpool 2 . Baumw .-Zufuhr vom Tage 10M B .,
dto . Ausfuhr nach Großbritannien — B . . Ausfuhr nack dem
Tontinent — B -, Baumwolle per September 11 .35 , per Oktbr .
10 .78 . _

Verantwortlicher Redakteur: Wilhelm Harder in Karlsruhe.
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»

Staatspapierr .
Baden 4 Obligat . ff. 102.10

. 4 „ M . 103 .90

. 4Obl . v . 188« M . 137.60
Batzen » 4 Oblig . M . 106 .20
Deutschl. 4ReichSanl . M . 106-60

. 3V- °/° „ M . 101 .-
Preußen 4 °/» Eonsols M - 106 .50

. 3'/, "/» Tonsols M . 101.-
Wtbg . 4'/zObl - V. 1879 M - 102 20

, 4 Obl - V. 75/80 M 103 .30
Oesterreich . 4 Goldreote st. 95 .33

. 4' /, Silberr . fl. 77.90
, 4^ Papierr . fl. 7710
„ 5Pavierr . v . 1881 88 10

Ungarn 4 Goldrente fl. 90 .70
Italien 5 Rente Fr . 96 .30
b' /v Rumänische Rente 98 .90
Rumänien 6 Obl . M . 103 . —
Rußland 5 Obl . 1862 -L —

. 5 Obl . v - 1v77 ^
, 5llOrientanl . PR - —
. Eons . V. 1880 R . 97 40

Port . 4 ' /, Anl . V- 1888 M . 94 . -
„ 3 Ausländ . Lstr. 63-50

Serbien 5 Goldrente 87 .13
Schweden 4 M . 102.30
Span . 4 Ausländ . Rente 77 —
3 ' /z Berner Obligat - Fr . —
Egypten 4 Unis. Obligat . 99 30
Egypten 5 Privil . Lstr . 105 30
S .-Amerik . 5 Argt .Goldanl . 88 .80

Bauk -Aktieu.
4'^. Deutsche R .-Bank M . 140 50
4 Badische Bank Thlr . 114 30
5 Basler Bankverein Fr . 15150
4 Berlin . Handelges. M . 168 80
4 Darmflädter Bank fl. 160 50
4 Deutsche Bank M . 139 —
4 Deutsche BereinSb. M . 112 70
4D .Unionb-M .65°/aE.M . 80 .60
4 Disk .-Kommand. Thlr . 223 80
5Oest . Kreditanstalt fl. 265 ' /,
4 Rhein . Kreditbank Thlr . 123 —
4 D . Effekt-u. Wechsel-Bk.

40 "/, einbezahlt Thlr . 127 90

Eisenbahn-Aktie«.
4 Meckl. Frdr.-FranzM.
4 ' /, Mälz. Max-Bahn fl.
4 Pfälz. Nordbahn fl.
4 Gotthardbahn Fr .
5 Böhm . West-Bahn fl.
5 Gal .Karl -Ludw.-B . fl.
5 Oefl.Una .-St .-BahnFr .
5 Oefl.Süd -Bahn fl .
5 Oest.Nordwest fl.
5 , , lüt . 8 . fst

!3 !
- .- j5 '

148 50 4

stal. gar . E .-B. kl.
Gotthard IV Ser.

118 80
168.10
299 /,

174
199 "/,
120b ,
I82 '/i
205 ",

Eisenbahu-Priomtäten .
4 Elifabeth fleuerfei fl. 10160
5 Mähr - Grenz -Bahn fl . 78 .30
5 Oest.Nordwest-Gold -

Obl . M . 103 30
5 Oest.Nordw. I-it. L . fl. 93.40
5 Oest -Nordw . l3t . 6 . fl . 92.40

Fr . 58 .60
Fr. 104 .10
Fr. 103
Fr. 103 30

fl. 1« 70
^r. 66 .20

4 Schweiz. Central
5 Süd -Bahn Prior .
3 Süd -Bahn i
5 Oest.Staatsb .-Prior .Fr . 107 23
3dto . I—Vlll k . Fr . 83 .40
3 8ivor . Iüt . O,v1u . D2 Fr . 64 .70
5 Toscan . Central Fr . 103 .30
5 Westsic.Eisb . 1880stfr .Fr . -
6 Southern Pacific ofC.M 112 20

Pfandbriefe .
4 Pr . B .-T .-A . VII-IX M . 100 70
4 Preuß .Ce»t .-Bod .-Ered .

verl. ä lOO M . 101 .50
4 Rh. Hyp. S . 43-46 M . 100 10
3 ' /, dto . M . 96 .20

3 Raab-Oedenb.Ebenf .Gold Verzinsliche Loose ,
steuerfrei M . 69.203 '/, Preuß .Präm .Thlr . 100

4Rudolf (Salzkgut ) i. Gold 4 Bayrische » 100146.—
steuerfrei M . 100 60 4 Badische . 100142 40

4 Vorarlberger fl. 84 .50 4 Mein .Pr .Pfdbr . „ 100 132 —

3 Oldenburger Thlr . 40 132 .
4 Oesterr. v . 1854 fl. 250 —
4 . v . 18M fl. 500 126 .70
4 Raab - Grazer Tblr . 100 107 20

Unverzinsliche Loose
per Stück .

Braunschw. Thlr . 20-Loofe 105 .—
Oest . fl . 100-Loose v . 1864 309 .80
Oesterr. Kreditloose fl . 100

von 1858 324 .—
Ungar . StaatSloose fl. 100 252 —
Ansbacher fl. 7-8oose 35 30
Augsburger fl . 7-Loose 27 .60
Freiburger Fr . 15-8oose 32 40
Mailänder Fr . 10-8oose 18 —
Meininger fl . 7-8oose 27 50
Schweb. Thlr . 10-8oose 81.20

Wechsel und Torte «.
Paris kurz Fr . 100 80.95
Wien kurz fl . 100 174 20
Amsterdam kurz fl. 100 169.—
London kurz 1 Pf . St . 20 .34
Dollars in Gold 4.16

20 Fr . -St . igssg
souverngnS 20 Sa
Obligationen und Jndnstri ».Aktien»
3'/, Freiburg Obl . (4.—) —
3 Karlsruher Obl . gg
Ettlinger Spinnerei o. Zs . 125 .—
Karlsruh . Maschinenf. dto . 142 .

'
—

Bad . Zuckers. » ohne ZS. 92 5a
3°/aDeutsch .Phön .20"/»Ez . 219 .—
4 Rh . Hypoth.-Bank 50 °/,

bez . Thlr . 126 .80
5 Westeregeln Alkali 154 . —
5 Hyp. Ool . d . Dortmund .

Union 111.5a
5 Hyp . Anl . d . Oest. Alpin

MontgS —
4Rom ll —IV Lire 88 .30

Ttandesherrl . Anlehe«.
3'

H Fst. Nsenbrg-Birst . M . 91 .6g
Rerchsbank Discont 4 "/.
Franks. Bank Discont 4 "/,

Tendenz : — .

Mittlere Marktpreise der Woche vom 25. Mai ^ is 1 . Juni 1890 . (MitgethM vom Stattstischen Bureau.)
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§ Z Repsöl
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Gruben¬kohlen

100 Kilogramm
LOSKilo¬
gramm.

20
Liter.

1 Kilogramm . 1 Liter . 4 Ster . IM Kilogramm .

°ä! S 4 4 4 4 4 4 4 4 4 4 4 4 4 ^ 14 A

Konstanz . 24. - 24 . — 17- - 20 . - SO . - Konstanz . . 400 480 120 40 36 30 u . 28 144 !136 — 160 150 150 220 60 28 88 48. - 36 .— 340 300 3M 280

Ueberlingen81- 67 22 . 12 17 50 — 17. 75 Ueberlingen . 400 — 140 40 23 28 128 !120 120 136 128 2M 50 28 IM 44.— 28 .— — 320 300 —

Psullendorf22 . 54 21 . 40 — - -- 17 . 43 Villingen . . 400440 IM 44 40 30 140 124 120 140 128 135 198 45 24 85 34 .— 24 .40 — — — —

Meßkirch . - —22. 03 — - - 18. — Waldshut . . — — 120 46 34 27 u . 26 128 123 — 128 120 128 210 60 25 85 38 .— 26— — — 280 —

Stockach . . — —22. 22 — —- - 18. — Lörrach . . . — — 85 36 30 28 u. 2l 130 120 100 130 130 130 218 60 28 80 40 .— 28— — — 270 —

Radolfzell. 22. 38 — - - - — 18. — Milllheim . . 400460 65 50 32 25 132 132 — 120 130 140 2M 55 25 80 44 .— 22 .— 320 280 260 240

Hilzingen . - —— —— - — —- — Freiburg . . . 500 500 70 50 36 23 u . 26z 140 128 - 130 120 1402M 55 25 84 40 .— 24— 4M 300 300 280

Pillingen . — —23. 50 — -- 19 . 04 Ettenheim . . — — . 80 40 32 26 — 120 120 128 — 132 188 44 26 80 40— 24— — — 2̂40 —

Bonndorf . - - 22 - 95 - - - - - - Lahr . 600 50ll 90 40 36 25 u . 22 140 128 t28 140 132 140 2M 50 25 88 40.— 18— 220 2101220 200

Müllheim . 23 — — 18. — 18. — 19. — Offenburg . . ,480 440 80 , 42 29 25z 140 130 120 130 140 140200 55 23 90 38— 32— 280 249 270 —

Freiburg . 22- 67 — 18. 81 - - 18. 50 Baden . . . . 500 500 55 60 40 31g u . 23^ 150 138 IM 135 155 150 240 60 25 90 44.— 30— 340 300 3M

Löffingen . — — - — — — Rastatt . . . 600 520 40 42 28 20 148128 116 140 140 140200 55 24 70 44— 30 .— 300 240 — —

Endingen . — - - - - 16. 80 19 - 50 Karlsruhe . . 510 500 70 ! 44 40 28 u . 24 144 128 — 136 140 144 240 60 24 90 38— 30— 270 220 240 170

Ettenheim22. 12 - - 18. 50 18 — — —. Durlach . . . 480 480! 75 42 32 30 u . 26z 140 130 — 140 130 140 240 55 24 80 40.— 32— 250 230 230 —

Lahr . . . . 22 - - 18. - Pforzheim . . — — ! 65 44 3z 23 144 128 — 140 150 136 250 60 25 90 - .- —.- 3M 260 280 —

Offenburg21 - 70 — 19 - 17 - 19 . - Bruchsal . . . 570 530 45 42 30 30 140 128 — 140 140 140 2M 50 24 80 48— 40— AM 270 280 250

Rastatt . . 21- 60 — - 18. 20 18. — 17. 60 Mannheim . 530 580 80 ! 42 38 29 u. 25 140 126 106 140 !120 140230 70 20 75 46— 33— 270 200 » - —

Durlach . . — — — — - - 18 — Heidelberg . . 550 560 65 ! 44 36 28 u . 25 144 -130 — 140 140 140 260 50 22 70 48— 33— 260 2M - —

MannheimS1 . 80 — 17- 60 — 18 . 25 Mosbach . . 480 400 75 ! 40 30 25 120 100 132 120 220 45 24 80 40— 24— 280 270 — —

Mosbach . 22 . - 21. 50 18 . - 20. — 19 — Wertheim . . 700 460 35 ! 36 26 24 — 120 I00 120 120130 2M 50 24 80 36— 28— 260 240 — —

Wertheim 17. 20 Schaffhausen — — ! — — — — — — — — ! - - — — .- - .- — - ! — —

Basel . . . — — — — — Basel . . . . ! — — ! — — - 1— — — — - - j — —..- — — i — —

Bürgerliche Rechtspflege .
Oeffeutliche Zustellung.

E .57 .2 . Nr . 5874 . Karlsruhe .
Nachdem im Termin zur Verhandlung
über die Klage der Ludwig Mayer
Ehefrau , Elisabeth« » geb. Fülterer in
Forchheim» vertreten durch Rechtsanwalt
vr . Rob . Süpfle in Karlsruhe , gegen
ihren genannten Ehemann , z. Zt . an
unbekannten Orten abwesend , wegen
Ehescheidung , eingerückt behufs öffent¬
licher Zustellung an den Beklagten in
Rr . 46 und Nr . 50 der Karlsruher
Zeitung und Nr . 45 des Deutschen
Reichsanzeigers, kein Theil erschienen
ist , wird auf klägerischen Antrag an¬
herweiter Termin bestimmt auf

Samstag den 12 . Juli 1890 ,
Vormittags 8'/, Uhr ,

und wird dieses dem Beklagten behufs
öffentlicher Zustellung bekannt gemacht .

Karlsruhe , den 30 . Mai 1890 .
Der Gerichtsschreiber Gr . Landgerichts:

Fuchs .
Aufgebot .

E . 99 . Nr . 4850 . Ettenheim .
Lorenz Moseralt von Schweighausen
hat das Aufgebot des unter Nr . 325
von der Sparkasse Ettenheim ausgestell¬
ten Svarkaffebuchs über 622 M . 10 Pf .
Kapital nebst Zinsen beantragt .

Der Inhaber der Urkunde wird auf¬
gefordert, spätestens in dem auf

Freitag den 9. Januar 1391 ,
Vormittags 11 Uhr ,

vor dem diesseitigen Gerichte anberaum¬
ten Aufgebotstermin seine Rechte anzu¬
melden und die Urkunde vorzulegen,
widrigenfalls die Kraftloscrklärung der
Urkunde erfolgen wird.

Ettenheim , 31 . Mai 1890 .
Gerichtsschreiber des Gr . Amtsgerichts :

Büchner .
Bermögeosabsoudrrungeu .

E . 120. Nr . 9024 . Mannheim . Die
Ehefrau des Schlossers Georg Späth ,
Helene , geb . Schuster in Mannheim ,
wurde durch Urtheil der Civilkammer III
des Großherzogl . Landgerichts Mann¬
heim vom 27 . Mai 1890 für berechtigt
erklärt , ihr Vermögen von dem ihres
Ehemannes abzusondern.

Dies wird zur Kenntnißnahme der
Gläubiger andnrch veröffentlicht.

Mannheim , den 31 . Mai 1890 .
Gerichtsschreibereides Gr . Landgerichts.

0r . Kiefer .
E . 121 . Nr . 2905 . Ettlingen . Die

Ehefrau des z . Zt . in Konkurs befind¬
lichen Kunstmüllees Georg Kappel -
höfer von Ettlingen , Anna , geb. Kap-
pelhöfer daselbst , wurde durch Urtheil
des Großh . Amtsgerichts Ettlingen vom
Heutigen für berechtigt erklärt, ihr Ver¬
mögen von demjenigen ihres Eheman¬
nes abzusondern.

Ettlingen , den 2 . Juni 18S0.
Der GerichtsschreiberGr . Amtsgerichts :

Matt .
E . 100 . Nr . 10,968 . Walds Hut .

In dem Konkursverfahren über das
Vermögen des Schreiners Johann
Popp in Waldshut hat das Großh .
Amtsgericht Waldshut durch den Dienst¬
verweser Großh . Landgerichtssekretär

Schmieder am 21 . Mai 1890 für Recht
erkannt:

„Die Ehefrau des Gemcin-
schuldners Johann Popp , Ger¬
trud , geb . Hilpert in Waldshut »
wird für berechtigt erklärt , ihr
Vermögen von demjenigen ihres
Ehemannes abzusondern und hat
Letzterer die Kosten des Verfah¬
rens zu tragen .

"
Dies wird hiermit zur öffentlichen

Kenntniß gebracht .
Waldshut , den 2l . Mai 1890 .

Gerichtsschreioerdes Gr . Amtsgerichts :
Reinhard .

E .42 .2. Nr . 6746? Ueberlingen .
Konstantin Huber Witwe , Viktoria,
geb. Reiser in Dcggenhausen, hat um
Einweisung in Besitz und Gewähr des
Nachlasses ihres verstorbenen Eheman¬
nes nachgesucht . Einwendungen hier¬
gegen sind binnen6 Wochen hier vor-
zuttagen . Ueberlingen , den 27 . Mai
1890 . Gr . Amtsgericht. Der Gerichts¬
schreiber : Baumann .

E .41 .2 . Nr . 5861 . Achern . Die
Witwe des Landwirths Georg Kim -
mig , Maria Anna , gebvrne Huber in
Sasbachwalden , hat die Einsetzung in
die Gewähr des Nachlasses ihres Ehe¬
mannes nachgesucht . Diesem Gesuch
wird stattgegeben , wenn nicht binnen

vier Wochen
Einsprache dagegen erheben wird.

Achern , den 29 . Mai 1890.
Großh . bad . Amtsgericht.

Burger .
Erbvorladungen.

E . 114 . Baden . Hieronymus Falk ,
Taglöhnervon Schmalbach, welcher nach
Amerika ausgewandert und dessen Auf¬
enthalt unbekannt , ist zum Nachlasse
seiner verstorbenen Mutter , der Alois
Falk Witwe , Karoline , geb . Wunsch
von Schmalbach, berufen und wird auf¬
gefordert, innerhalb

sechs Wochen
von heute an zum Zwecke seines Beizugs
zu den Verlasienschastsverhandlungen
Nachricht von sich an den Unterzeichne¬
ten Notar gelangen zu lassen .

Baden, den 19. Mai 1890.
Der Großh . Notar

W . Fritz .
E .44 . Walds Hut. Der nach Amerika

ausgewanderte vermißte Tapezier Fri¬
dolin Gromann , Sohn der dahier
verstorbenen ledigen Dienstmagd Luzina
Gromann , wird hiemit ausgefordert,
innerhalb

zwei Monaten
an den Unterzeichneten Notar zum Zweck
des Beizugs bei der Verlaffenschafts-
verhandlung auf Ableben seiner genann¬
ten Mutter Nachricht von sich gelangen !
zu lassen . Geschieht dies nicht , so wird !
die Erbschaft Denen zugetheilt werden, !
welchen sie zukäme , wenn der Borge - !
ladene zur Zeit des Erbanfalls nicht !
mehr am Leben gewesen wäre . -

Waldshut , den 27 . Mai 1890 .
Großh . Notar

Meyer .
^

Handklsregisterrinträge .
E .110 . Nr . 15,566. Karlsruhe .

In das Gesellschaftsregister wurde ein¬
getragen :

Zu O .Z . 185 Band II Firma „W.
Rupp und Sohn " zu Karlsruhe :

Die Firma ist erloschen .
Karlsruhe , den 29 . Mai 1890 .

Großh . bad . Amtsgericht.
E . Müller .

E .97 . Mannheim . Zum Handels¬
register wurde eingetragen:

1 . Zu O .Z . 109 Firm .Reg . Bd . III .
Firma : „Bhtinski u . Co .

" in Mann¬
heim . In Heidelberg ist eine Zweig¬
niederlassung errichtet worden.

2. Zu O .Z . 659 Firm .Reg . Bd . I-
Firma : „Sigmund Liebrecht " in Mann¬
heim . Die Firma ist erloschen .

3. Zu O .Z . 609 Firm .Reg . Bd . III .
Firma : „Jos . Lorenz " in Mannheim .
Die Firma ist erloschen .

4 . Zu O Z . 175 Firm .Reg . Bd . II .
Firma : „Carl Hennig" in Mannheim .
Die dem Hans Post ertheilte Procura
ist erloschen .

5 . Zu O .Z . 80 Firm .Reg . Bd . II -
Firma : „ Ernst Nötling " in Mannheim .
Die Firma ist erloschen .

6 . Zu O .Z . 242 Firm .Reg . Bd . III .
Firma : „ Carl Berthold " in Mann¬
heim . Die Firma ist erloschen .

7 . Zu Ord .Z . 7 Firm .Reg . Bd . III .
Firma : „ G . P . Sauer Wittwe" in
Schriesheim . Die Firma ist erloschen .

8. Zu O .Z . 736 Firm .Reg . Bd . III -
Firma : „ C . Fingado " in Mannheim .
Das Geschäft ist auf die Witwe des
Earl Fingado , Sofie , geb. Mörstadt
dahier, übergcgangen , welche dasselbe
unter der gleichen Firma weiter betreibt.
Die derselben ertheilte Procura ist hier¬
durch erloschen .

Nicolaus Köhler. Kaufmann dahier,
ist als Procurist bestellt .

Mannheim , 24 . Mai 1890 .
Großh . Amtsgericht III .

E .98 . Mannheim . Zu O .Z . 286
Ges .Reg . Band VI . Firma „ Köster 's
Bank Actiengesellschaft " in Mannheim
wurde eingetragen:

Durch die außerordentliche General¬
versammlung vom 17 . April 1890 wur¬
den die 8Z 8, 10, 13 , 14 , 17 und 28
des Statuts geändert.

In 8 8 wurde der letzte Absatz ge¬
strichen .

Es ist nunmehr zur giltigen Firmi -
rung der Gesellschaft die Unterschrift
zweier Vorstandsmitglieder oder eines
Vorstandsmitgliedes und eines Procu -
risten oder zweier Prokuristen erforder¬
lich. Die Generalversammlung wird,
von dem Vorstande oder dem Aufsichts¬
rath durch Bekanntmachung in dem
Reichsanzeiger berufen.

Mannheim , den 28 . Mai 1890 .
Großh . Amtsgericht III .

Stein .
E .40 . Nr . 9803 . Lörrach . Unter

O .Z . 55 des Gcsellschaftsregisters —
„ Wies cnthal - Eisenbahn - Gesell »
schüft , Aktiengesellschaft , mit Sitz in
Lörrach" — wurde eingetragen :

„Die Gesellschaft ist nunmehr
„aufgelöst, die Liquidation ist voll¬
zogen .

"
Die Handelsbücher sind im Sinne

des Handelsrechtssatzes 246 hier auf
10 Jahre verwahrt.

Lörrach , den 28. Mai 1890.
Großh . bad . Amtsgericht.

Nüßle .
Strafrechtspflege.

Ladung .
E . 118. 1 . Nr . 17,020 . Mannheim .
1 . Häckel , Johann Ludwig Gottlob ,

geboren am 6 . Dezember 1868 in
! Heilbronn , zuletzt wohnhaft in

Mannheim ,
2 . Gießler , Johann Friedrich, ge¬

boren am 17 . März 1867 in Hei¬
delberg , zuletzt wohnhaft in Mann¬
heim ,

3. Weber , Friedrich , geboren am
19 . Januar 1867 in Ziegelhausen,
zuletzt wohnhaft in Daisbach ,

4 . Becker , Simon Josef , geboren
am 25 . März 1868 in Heidelberg,
zuletzt wohnhaft in Mannheim ,

5 . Job , Karl Abraham , geboren
am 10 . April 1868 in Heidelberg ,
zuletzt wohnhaft in Mannheim ,

6. Schmitt , Johann Adam , geb.
am 14. Januar 1868 in Heidel¬
berg , zuletzt wohnhaft in Mann¬
heim ,

7 . Christ , Valentin , geboren am
30. März 1865 in Buchen, zuletzt
wohnhaft in Neckarau,

8 . Haegin , Vincenz, geboren am
23 . August 1865 in Hetlingen , zu¬
letzt wohnhaft in Mannheim ,

9. Bauer , Karl Ernst , geboren am
13 . März 1869 in Althengstelt,
zuletzt wohnhaft in Mannheim ,

10 . Weiß , Peter , geboren am 12 .
Dezember 1867 in Altlußheim, zu¬
letzt wohnhaft in Altlußheim,

11 . Schränkler , Johann , geboren
am 24 . Juni 1867 in Hockenheim,
zuletzt wohnhaft in Hockenheim ,

12. Volz , Johann Ludwig, geboren
am 29 . Dezember 1867 in Plank -
stadt , zuletzt wohnhaft in Hocken¬
heim ,
S chnevf , Johann , geb . am 5-
März 1867 in Reilingen , zuletzt
wohnhaft in Reilingen ,
Schmitt , Jakob , geboren am 13.
April 1867 in Schwetzingen, zu¬
letzt wohnhaft in Schwetzingen,
Großholz , Karl Friedrich, ge¬
boren am 9. November 1867 in
Karlsruhe ,
Mannheim ,

13

14

15.

Vergehen nach 8 140 Abs. 1 Ziff. i
des R .St .G .B .

Dieselben werden auf
Samstag den 12. Juli 1890,

Vormittags 9 Uhr ,
vor die Strafkammer II des Gr . Land¬
gerichts Mannheim zur Hauptverhand-
lung geladen .

Bei unentschuldigtemAusbleiben wer¬
den dieselben auf Grund der nack ß 472
der St .P .O . von dem Civilvorsitzenden
der Ersatzkommissionen zu Heilbronn,
Heidelberg , Buchen, Calw , Schwetzin¬
gen . Karlsruhe und Ulm über die der
Anklage zu Grunde liegenden That-
sachen ausgestellten Erklärungen verur-
theilt werden .

Mannheim , den 31 . Mai 1890.
Der Staatsanwalt

am Landgericht Mannheim :
Dufsner .

Bekanntmachung .
E .131 . Sect . Illb . J .Nr . 1167/134 .

Karlsruhe . Nachdem am heutigen
Tage gegen den Dragoner Heinrich
Backenstoß der 5 . Escadron 2 . Ba¬
dischen Dragonerregiments Nr . 21 , ge¬
boren am 6 . Oktober 1867 zu Wolfarts¬
weier , Amt Durlach , evangelisch , Kauf¬
mann , die förmliche kriegsgerichtliche
Untersuchung wegen Fahnenflucht iw
eourumaeiam eingeleitet worden ist , wird
der Angeklagte hiermit aufgefordcrt» so¬
fort zu seinem Truppentheil zurückzu¬
kehren, spätestens aber in dem auf
Donnerstag 18. September 1890,

Vormittags 10 Uhr ,
an gesetzten Edictaltermin zu erscheinen,
widrigenfalls er für fahnenflüchtig er¬
klärt und zu einer Geldstrafe von 150
bis 3000 M . verurtheilt werden wird.

Karlsruhe » den 5. Juni 1890.
Königl . Gericht der 28 . Division.

Holzversteigerung.
E . 117. I . Die Großh . Bezirksforstei

Baden versteigert mit unverzinslicher
Zahlungsfrist bis 1 . November d . Js .
am

Mittwoch dem 11 . Jnni d. I .,
früh 9 Uhr auf dem Badener alten
Schlöffe, Dürr - und Windfallhölzer aus
den Domänenwalddistrikten I Badener
Forst, II Selbacher Forst und lVJagd -
häuser Wald : 4 Eichen IV . Kl . 4 Buchen,
11 Nadelbaustämme I . Kl . , 29 II . Kl .,
51 III . Kl . , 165 IV. Kl . , 111 Nadel-
Sägklötze I . Kl . , 93 II . Kl . , 63 Latten¬
klötze, 4 Külpen , 25 Ster buchenes , 4
Ster gemischtes , 558 Ster tannenes
Scheitholz , 8 Ster gemischtes und 60
Ster tannenes Prügelholz , 125 gern .,
2890 tannene Wellen und 4 Loose
Scblaaraum .

Donnerstag den IS . Jnni d. I .,
früh 9 Uhr aus dem Rathhause zu
Kuppenheim , Dürr - und Windfall -,
sowie Weglinienbölzer aus dem Domä¬
nenwalddistriktIII - KuppenheimerForst :
3 Eichen III Kl . , 47 IV . Kl . , 17 Na¬
delbaustämme II - Kl . , 24 III . Kl . , 107
IV. Kl . , 1 Nadel-Spaltklotz , 42 Säg¬
klötze I Kl . 42 , II . Kl . , 51 Lattenklötze,
11 Külpen , 76 Ster buchenes , 111 Ster
tannenes Scheitholz, 105 Ster buchenes ,
8 Ster eichenes , 90 Ster gemischtes ,
257 Ster tannenes Prügelholz , 1 Loos
unaufbereitetes Nadel - Stockholz und 10
Loose Schlagraum .

Die Waldhüter Volz in Baden , Wester¬
mann in Badenscheuern, Krummeich io
Ebersteinburg und Graus in Oos zeigen
das Holz auf Verlangen am ersten Tage,
die Waldhüter Koch in Oberndorf und
Gang in Kuppenheim am zweiten Tage
vor und fertigen auch Auszüge.

E .119. Nr . 46 . Breisach .

Bekanntmachung.
Mit höherer Ermächtigung wird zur

Aufstellung des Lagerbuches der Ge-
markung Leiselheim Tagfahrt auf

Dienstag de« 10 . Juni d. I .,
Vormittags 9 Uhr, in das Rathszim -
mcr in Leiselheim anberaumt .

Die Grundeigenthümer dieser Ge-
zuletzt wohnhaft in markung werden hievon in Kenntniß

_ _ _ _ gesetzt und bezugnehmend auf Art . 7
16. Staudacher , Rudolf , geb . am letzter Absatz der Allerh. Landesherr!-

29 . März 1869 in Ulm , zuletzt Berordg . vom 11 . September 1883 auf-

wohnhaft in Mannheim , gefordert, die zu Gunsten ihrer Liegen¬
werden beschuldigt , als Wehrpflichtige schäften etwa bestehenden Grunddienst-

in der Absicht, sich dem Eintritte in den barkeiten unter Anführung ihrer Rechts-

Dienst des stehenden Heeres oder der urkunden dem Unterzeichneten zum Ew -

Flotte zu entziehen , ohne Erlaubniß das trag in das Lagerbuch in obiger Tag -

Bundesgebiet verlassen oder nach erreich- fahrt anzumelden.
tem militärpflichtigen Alter sich außer- Breisach, den 3 . Jun » 1890 .
halb des Bundesgebiets aufgehalten zu Der Lagerbuchsbeamte:
haben , F - Blank . _ ^

Truck uns Verlag der G. Braun ' fchen Hofbnchdruckrrei .
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